
NS-Opfer undTäter -
Versorgung mit
zweierlei Maß
Lina Heydrich und
Dr. Norbert L. mit
Rentenangelegenheiten
vor Gericht

UweDankerIm Sommer 1958 befinden zweihöchste Gerichte abschließend
über Versorgungsansprüche aus Schleswig-Holstein. Vieles un-
terscheidet sich dabei: abgesehen von dem inbeiden Fällen tätig
werdenden (und entgegengesetzt handelnden) Oberversiche-
rungsamt Schleswig, die Gerichte, die Gesetzesgrundlage, der
angezielte Anspruch, die ehemalige Rolle der Antragsteller.Und
dennoch gibt es eineninneren Zusammenhangbeider Verfahren:
Es ging imKern um die Frage, wie und wie großzügig dieBun-
desrepublik Deutschland und ihr Bundesland Schleswig-Hol-
stein die Versorgung ehemaliger NS-Täter undehemaliger NS-
Opfer zuregelnbereit waren. Auchformal gabes Ähnlichkeiten:
Beide Antrags- und Rechtsverfahren zogen sich über Jahrehin-
weg, beide Wege waren durch Gutachtertätigkeiten, intensive
Zeugenvemahmen und umfängliche Tätigkeiten der gewählten
Anwälte gekennzeichnet.Und - vor allem- in beiden Verfahren
besaßen die Richter Ermessensspielraum: Sie hätten so, aber
auch entgegengesetztentscheidenkönnen.

Als im Juni1950 Norbert L.seine erste Klagegegen dasLand
Schleswig-Holstein einreichte und als drei Monate später Lina
Heydrich die Gewährung von Witwen- und Waisenrenten bean-
tragte, hätten exakt fünf Jahre nach Kriegsende trotz erster
Ernüchterungen Wetten auf beide Verfahren wohl noch eindeutig
gelautet: Frau Heydrich werde ihr Zielhochdotierter Dauerzah-
lungen wohl nicht erreichen,Herr L., ein anerkanntes Opfer des
NS-Regimes, dagegenhabe gute Aussichten aufeine kleine Ent-
schädigung.AmEnde der Instanzenwege trat 1958 indes dasGe-
genteilein: Lina Heydrichs Versorgungsbezüge wurden höchst-
richterlich - rückwirkend -gewährt, Herr L.,inzwischen ein ge-
brochener Mann,ging leer aus.

Bekanntund oft dargestellt ist, wie inder Bundesrepublik die
Versorgungsansprüche der ehemaligen NS-Beamten, Soldaten
und Kriegsopfer gesetzlich geregelt wurden: schnell,umfassend
und vergleichsweise großzügig, auch bezogen auf schwer Bela-
stete. Das Bundesversorgungsgesetz,das Beamtengesetz unddas
Ausführungsgesetz zum Artikel 131 des Grundgesetzes,durch-
weg Gesetzesvorhaben der allerersten Sitzungsperioden des
Bundestages seit 1949, lieferten die entscheidendenrechtlichen
Grundlagendafür, daß neben ,demkleinenBeamten' und neben
,dem anständigenSoldaten' auchdieMehrzahlder Täter großzü-
gig und materiell abgesichert in die neue Bundesrepublik inte-
griert wurden.1Ebenso bekannt ist,daß sich die gleiche Bundes-
republik sehr schwer tat,den Opfern der NS-Herrschaft bundes-
einheitlich Entschädigung und ,Wiedergutmachung' zuteil wer-
den zu lassen.2 Lediglichdas .Gesetz zur Wiedergutmachung für
den öffentlichenDienst',das Gegenstück zum 131 er-Gesetz,bil-
det, bezogen auf Großzügigkeit und schnelle Realisierung im
Jahr 1951, eine bezeichnende Ausnahme: Das ,Bundesergän-
zungsgesetz' und das ,Bundesentschädigungsgesetz',die wich-
tigsten rechtlichen Grundlagen der generellen Wiedergutma-
chung, wurden erst -nach massivemDruck derAlliierten-1953
und 1956 verabschiedet, während die oben genannten Gesetze
seit 1950 und 1951 in Kraft waren.

1 Siehe zuletztundmitumfassendem
Literaturverzeichnis Norbert Frei, Ver-
gangenheitspolitik. Die Anfänge der
Bundesrepublik und die NS-Vergan-
genheit, München 1996, hier insb. S.
69-100.
2 Siehe Constantin Goschler, Wieder-
gutmachung. Westdeutschland unddie
Verfolgten des Nationalsozialismus
1945-1954, München 1992; Ludolf
Herbst, Constantin Goschler (Hg.),
Wiedergutmachungin der Bundesrepu-
blik Deutschland, München 1989;
Christian Pross, Wiedergutmachung.
DerKleinkrieg gegen die Opfer, Frank-
furt a.M. 1988.
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Bereits die reine Gesetzeslektüre zeigt auf,daß bei der Versor-
gung ehemaliger Beschäftigter des öffentlichen Dienstes, ehe-
maliger Soldaten und der Opfer von Kriegseinwirkungen-bei
der Versorgung der .normalen Deutschen' also -breite Definitio-
nen, großzügige Handlungsspielräume und extremseltener Aus-
schluß intendiert waren: Die Kriegsopferrolle war ausdrücklich
nicht an moralische Kriterien oder Schuldfragen, an die .Wür-
digkeit' oder eine eventuelle ,UnWürdigkeit geknüpft, so daß
auch diejenigen,die alsNS-Täter zudefinieren sind, inden vol-
lenGenuß der Ansprüche gegenüber Staat undGesellschaft ka-
men.3 Im Gegensatz dazu mußten jene, die sich als Opfer oder
Verfolgte der NS-Herrschaft begriffen, eine sehr handfeste Ver-
folgung, deren Ursachen sowie ihre persönliche Würdigkeit
nachweisen, um in aller Regel erheblich geringere Zahlungen
oder Rentenansprüche zu erwerben.4 Bei ihnen ginges materiell
(fast nie) um Beamtenpensionen, sondern in der Regel um den
Anspruch auf kleine Ergänzungsrenten. - Lina Heydrich stritt
umdie stattlichen Witwenbezüge eines Polizeigenerals, Dr. jur.
NorbertL.um eineRentenergänzung,dieberücksichtigen sollte,
daß er einige Jahreberufsunfähig gewesensei.

Dietatsächliche Wirkung vonGesetzenzeigt sichinderPraxis
ihrer Anwendung.Diese Umsetzung kann die Intentionen unter-
stützen oder abmildem, kann modifizieren und ausgleichen,
kann aber auch weiter verschärfen.Es gibt Handlungsspielräume
bei der Auslegung durch staatliche Bürokratien, auch bei der
Überprüfung durch Gerichte. Die Rechtspraxis läßt sich ampla-
stischen Ausnahmefall betrachten, an dem Fallbeispiel, in dem
die handelnden Richterkollegien alternativen Ermessensspiel-
raum haben,amBeispiel also,indem sie erklärtermaßen so,aber
auch entgegengesetzthandeln können.

Ein derartiges Doppelfallbeispiel haben wir mit den beiden
Verfahren ausgewählt. Diese Auswahl kann nicht repräsentativ
sein; dazubedürfte es bisher nicht vorliegender empirischer Be-
trachtungen der gesamten Entscheidungspraxis in diesen beiden
Bereichen der NS-Bewältigung in Schleswig-Holstein. Die ge-
naue Betrachtungdieser beiden Verfahren aber liefert Hinweise
auf Charakteristika des Denkens in Teilen der juristischen Elite
im frühen Bundesland Schleswig-Holstein. Und diese Gruppe
handelte nicht allein. Ihre Gutachter und Zeugen werden im fol-
genden ebenfalls da, wo es geboten scheint,ausführlich zu Wort
kommen. Denn es lohnt sich, Stil, Diktion und Argumentation
der Beteiligten genau anzusehen.Die Texte insgesamt sagenei-
niges über Selbstwahrnehmungen und Verortungen im westli-
chen Nachkriegsdeutschland ein Jahrzehnt nach Ende der NS-
Herrschaft aus.

Fall1:Dr.Norbert L.5 Norbert L., im Jahr 1889 ineine bildungsbürgerliche Familie ge-
borenund seinLeben langledig,hatte nach demAbitur an einem
humanistischen Gymnasium Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaften,etwasPhilosophie und Kunstgeschichtestudiert, wurde
1914 zumDr.jurpromoviert undlebte seit 1915 inMünchen, der
späteren Geburtsstadt der NS-Bewegung.6 Bald leitete er die

6 Alle Daten und Informationen,
wenn nicht anders vermerkt, aus LAS
Abt. 352KielNr. 9471.

3 Siehe zum Beispiel den am Ende
zumindest nach dem Ausführungsge-
setz des Artikel 131 Grundgesetz er-
folgreichen Kampf von Schleswig-
Holsteins NSDAP-Gauleiter Hinrieh
Lohse um seine öffentlich finanzierte
Altersversorgung in: Uwe Danker,
„Wir subventionieren die Mörder der
Demokratie". Das Tauziehen um die
Altersversorgung von Gauleiter und
Oberpräsident Hinrieh Lohse in den
Jahren 1951 bis 1958, in: Zeitschrift
für Schleswig-Holsteinische Geschich-
te (ZSHG), Band 120, Neumünster
1995,S. 173-199.
4 Siehe zur »Würdigkeit' Goschler
1992 (wie Anm. 2), S. 153-158; zum
Umfang der Leistungen Karl Heßdör-
fer, Die Entschädigungspraxis im
Spannungsfeld von Gesetz, Justiz und
NS-Opfem, in: Herbst-Goschler 1989
(wieAnm. 2),231-248, hier: 240f.
5 Es handelt sich bei diesem Fallbei-
spielum eine jener Akten,die zur Zeit
aus den Beständen des Landgerichts
Kiel an das Landesarchiv abgegeben
undarchivalisch erfaßt werden. Parallel
läuft ein auf zwei Jahre angelegtesAk-
tenerschließungs- und Gutachtenpro-
jekt zum Thema „Wiedergutmachung
vorGerichtin Schleswig-Holstein", das
vom Landesjustizministerium beim
Verfasser in Auftrag gegeben wurde
und vonEckhard Colmorgen durchge-
führt wird. Das Jahresgutachten 1996
miterstenstatistischen Ergebnissenund
Fallbeispielenwird Anfang 1997 in der
Reihe der IZRG-Hefte des Instituts für
schleswig-holsteinische Zeit- und Re-
gionalgeschichte erscheinen.
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Buchhaltung der Münchener Hansabank, der frühen Hausbank
der NSDAPmit einem Mitglied dieser Partei als Direktor. 1923
gründete L. die Tabakverwertungsfirma „Korona", die 1928 in
den Konkurs ging.L.wurdeGeneralvertreter für Süddeutschland
beim Verlag Deutscher Wille, Berlin,dessen gleichnamige Zeit-
schrift dem deutschnationalen,monarchistischen Spektrum zu-
zuordnen war und diese .wilhelminische Haltung' ausweislich
eines späteren Gutachtens des Münchener Instituts für Zeitge-
schichte auch bis indenH.Weltkrieg beibehielt.7 Eine Schwäge-
rin von L. war - im Sinne der rassistischen NS-Definition -
,Halbjüdin' und Mitbesitzerin eines großen Presse- und Drucke-
reiunternehmens,das nachder Machtübernahme der Nationalso-
zialisten enteignet und von der NSDAP übernommen wurde.
Nach der Gleichschaltungder Vereinigung Deutscher Wille übte
L. eine etwas unklare provisionsabhängige Tätigkeit als Reise-
vertreter der Zeitschrift aus; darunter waren einige Auslandsrei-
sen. VonBeginnan, das bestätigtenspäter einige Zeugen, mach-
te er nirgends einen Hehl daraus, daß er die neuen Machthaber
zutiefst ablehnte. Eine Schwester sowie Freunde versuchten ver-
geblich, ,mäßigend' auf ihn einzuwirken. Er gab seinen festen
Wohnsitz aufund reiste fast während der gesamten Herrschafts-
zeit der Nationalsozialisten. 1936 erkundigte sich die Gestapo
mehrfachbei der Schwester nach seinemAufenthalt, 1937 folgte
über den Verlag dieVorladung zurGestapo ins Polizeipräsidium
Berlin-Alexanderplatz. „Erst nach monatelangem Zögern", so
die Gerichtsformulierung 20 Jahre später, kam er der Vorladung
nach. Man hielt ihm immehrstündigen Verhör vor, der Gegen-
propaganda verdächtig zu sein, entließ ihn aber wieder. Auchin
den Folgejahren wurde L. mehrfach von Gestapodienststellen
verhört,jedochnicht inhaftiert. Als der Verlag „ausGründen des
Krieges" seine Tätigkeit einstellte -der Verleger mußte als Ehe-
mann einerJüdin 1942aufgeben-setzte der wirtschaftlichunab-
hängigeL.seine Reisetätigkeit jetzt ohneProfession einfachfort.
Eine Musterung für den Volkssturm 1944 inKärnten ergab trotz
der Untersuchung durch einen SA-Arzt, daß L. gesundheitlich
als untauglich für das finale Kriegsgeschehen erachtet wurde.
Kurz darauf aber nahm die Gestapo L. fest und entließ ihn erst
nach vier Tagen Polizeihaft mit fürderhin strengenMeldeaufla-
gen. Es folgten zwei Dienstverpflichtungen in Rüstungsbetrie-
ben im bayerischen Zwiesel, die jeweils mit nachweislich von
der Gestapo erwirkten fristlosen Entlassungen endeten. Im Fe-
bruar 1945 reiste ernoch einmal ins Sudetenland,angeblichum
sich mit weiteren individualistischen Systemgegnern zu treffen,
und wurde anschließend in Pragan einer Herzbeutelentzündung
behandelt.Wenige Tage nachKriegsende wies ihndie Gemeinde
Zwiesel in Bayern „als Zugereisten" aus, so daß sein Weg ihn
schließlich nach Schleswig-Holstein führte, als ,Heimatvertrie-
benen.InFöhrden-Barlbei Kellinghusen, seinemAufenthaltsort
seit 1945, wurde er nicht heimisch, empfand sich ohnehin als
„Ortsarmer" in einem ,j\azinest"; dort wäre der größte Bauer
des Dorfes 1938, von anderen Dorfbewohnern denunziert, ins
Gefängnis gekommen, under,L.selbst,fühlte sichbedroht.8 In-
zwischen 55jährigbewarb er sich inSchleswig-Holsteinbei eini-

7 LAS Abt. 352 KielNr. 9471, Gut-
achtenDr. Buchheim 1.6.1957.
8 LASAbt. 352 Kiel Nr. 9471, L.an
Oberversicherungsamt Schleswig12.3.
1952,S. 4.
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genBehörden um Anstellung, später, noch mit 60, auch darum,
inden konsularischen Dienst übernommen zu werden.

Arbeit fander nach1945indeskeine, war inzwischen verarmt,
lebte 1951 von einer Angestelltenrente inHöhevon 74,60DM
undArbeitslosenfürsorgezahlungen von 7,50DMmonatlich.9 In
dieser Lage stellte er einen Antrag, als Opfer des NS-Regimes
anerkannt zu werden.L.war keineswegseinklarerFall:Erhatte
keinem irgendwie organisierten Widerstandskreis angehört, war
auchnicht aus rassischen, weltanschaulichen,religiösenoder po-
litischen Gründen, wie später das Bundesentschädigungsgesetz
fordern würde, für einen langen Zeitraum ineinemKonzentrati-
onslageroder ineiner anderenHaftstätte gewesen.Manhatte ihn
nicht enteignet, auch, von den späten Kündigungen im letzten
Kriegsjahrabgesehen, imberuflichen Fortkommen nichterkenn-
bar geschädigt.Da gab es nur die regelmäßigen und fortdauern-
denErkundigungen wieVerhörederGestapo,diekurze Haft und
die vielen Bezeugungen, daß L. über die gesamte NS-Zeit hin-
weg zuden, wie man sie nannte,.Meckerernund Miesmachern'
gehörthatte. So waren es übrigens Kollegen inden Rüstungsbe-
trieben gewesen,.anständige' Mitglieder der Volksgemeinschaft
also, die ihn jeweils bei der Gestapo denunziert hatten, was zu
den fristlosen Entlassungen1944 -aber eben auch nicht zu mehr- geführt hatte. Ein Widerstandskämpfer zumindest im her-
kömmlichen Sinne war L. also nicht gewesen.Aber daß er un-
stet, querulierend und durchaus potentiell bedroht gelebt hatte
während dieser zwölfJahre,dasbestritt indemInstanzenwegder
Wiedergutmachung später niemand. Es ging in der Bewertung
um den Grad seiner Gegnerschaft,um die Qualität seiner Bedro-
hung und um die Frage, ob gesundheitliche Folgen eingetreten
wärenoder nicht.

L. selbst bewertete seine Rolle und deren Folgen so: Er habe
wegen der Nationalsozialisten schon 1933 seine „bürgerliche
Existenz"und denWohnsitz inMünchen aufgegeben, um sichals
Einzelkämpfer gegen den Nationalsozialismus zu betätigen. Er
habe deshalb wohnsitzlos gelebt, um dem einfachen Zugriff der
Gestapo zu entgehen. Durchdiese ständige Flucht vor den Hä-
schern habe er sich eine schwere Herzkrankheit, Kreislauf-
störungenund nervöseErschöpfungsleiden,schließlich die Be-
rufsunfähigkeit zugezogen.Daher stehe ihm Wiedergutmachung
zu: „Wäre ichnicht körperlich,geistig undseelisch gesund, klar
undrobust gewesen, hätte ich nicht ab 1933 mein bürgerliches
Dasein aufgegeben undmich einem täglich lebensgefährlichen,
illegalem Leben verschrieben im Kampfe gegen einRegime, das
in seinem ausgeklügelten, unerhörtenTerror zum Furchtbarsten
der Weltgeschichte gehörte,sondern wäre, wie die anderen Op-
portunisten, zuKreuze gekrochen,wobei ich... sehr gutgefahren
wäre."'0

InSchleswig-Holsteinbot sich L.folgender Instanzenwegfür
das Verfolgen seiner Wiedergutmachungsansprüche nach dem
Entschädigungsrecht: Die erste Rechtsgrundlage bildete das
schleswig-holsteinische „Gesetz über die Gewährung von Ren-
ten an die Opfer des Nationalsozialismus und deren Hinterblie-
bene" vom 4.März 1948." Innenminister Kaber (SPD) hatte in

'
Siehe LASAbt. 352 Kiel Nr. 9471

GutachtenEckardt vom 19.5.1951.
10 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, L.
30.8.1950 an Oberversicherungsamt
Schleswig.
1' Die folgenden Ausführungen basie-
ren auf einem nicht veröffentlichten
Teilentwurf der Dissertation von H.
Scharffenberg,siehe Anm. 22.
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der ersten Lesung des Gesetzes im Landtag ausgeführt, daß es
sich darum handele,„den wirklich betroffenen Opfern desNatio-
nalsozialismus wenigstens in diesem bescheidenenen Umfange
das zu gewähren, was sie brauchen, um trotz erheblicher Schä-
denamKörperheutenoch Lustund Willen zum Leben zubehal-
ten."'2 Tatsächlich schloß das Gesetz mit einer engen Verfol-
gungsdefinition ,unechte NS-Opfer' aus, verlangte einen Wohn-
sitz in Schleswig-Holstein undbeschränkte sich aufdie niedrige
Bemessung der ZahlungennachdemRecht der Arbeitsunfallren-
ten: Wer als politisch Verfolgter anerkannt und zu mindestens
20% in der Erwerbsfähigkeit eingeschränkt war, konnte bei ei-
nem definierten Jahreseinkommen von 4 200.- RM dender Er-
werbsminderung entsprechenden Prozentsatz als Ergänzungs-
rente beantragen, wobei alle anderenVersorgungsleistungenan-
gerechnet wurden. Unter der Voraussetzung, daß das Versor-
gungseinkommen also unter 3 360.- RM jährlich lag und 20%
Erwerbsminderung festgestellt wurden, betrug die erzielbare
„ODN-Rente" monatlich 70.- RM, auch nach der Währungsre-
form und der Anpassung wahrlich keine stattliche Summe! Die
Kreissonderhilfsausschüsse und in zweiter Instanz der Landes-
sonderhilfsausschuß hatten die grundsätzliche Bewertung eines
Rentenantrages mit der Anerkennungoder Verweigerungals Op-
fer desNationalsozialismus (ODN) vorzunehmen. MitHilfe me-
dizinischer Gutachter und Obergutachter war dann unterBeteili-
gung des Innenministeriums der Grad der Erwerbsminderung
festzustellen, damit schließlich der Rentenausschuß des Innen-
ministeriums bzw. des Oberversicherungsamtes den Rentenan-
trag bescheiden konnte. Bei Ablehnung als ODN gab es die
Möglichkeitender Klage beim Landesverwaltungsgericht,gege-
benenfalls der Berufung beim Oberverwaltungsgericht und
schließlich derRevision beim Bundesgerichtshof.13 Bezogen auf
die Festsetzungder Entschädigungsleistungenlautete der Instan-
zenweg Rentenausschuß, Sonderkammer Oberversicherungs-
amt, Oberverwaltungsgericht und- im Revisionsfall -Bundes-
verwaltungsgericht. Nach Inkrafttreten der bundeseinheitlichen
Regelungen des „Bundesergänzungsgesetzes" 1953 und des
„Bundesentschädigungsgesetzes" 1956 existierte die Möglich-
keiteines wiederholtenInstanzenwegesüber das Landesentschä-
digungsamt, die Entschädigungskammerdes Landgerichts Kiel,
des Oberlandesgerichts Schleswigund -bei einer erfolgreichen
Revision- desBundesgerichtshofs. Um denOpfern einenrecht-
lich einwandfreien Weg ohne finanzielle Belastung zu sichern,
waren die Verfahrensschritte in der Regel kostenfrei, oder es
wurdemit der Institutiondes Armenrechts operiert.14

Der Jurist L.beantragte 1949auf der Basis des Landesgeset-
zes eine ODN-Ergänzungsrente. Tatsächlich erkannte der für
Wiedergutmachung (noch) zuständige Sonderhilfsausschuß des
Kreises SegebergL.1950 ohne weiteres als Opfer desNational-
sozialismus an. Damit war zu prüfen, ob ihm, wie imJahr zuvor
beantragt, eine „OdN-Beschädigtenrente"zustehe oder nicht. L.
ging aufgrund der folgenden Ablehnungen den ganzen Instan-
zenweg. Dieses wiederholte sich nach Inkrafttreten der Bundes-
entschädigungsgesetzgebung:Juni 1950 lehnt der Landesrenten-

12 Schleswig-Holsteinischer Landtag
1.Wahlperiode 1947, Wortprotokollder
B.Sitzung des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages 2.-8.2.1948,S. 37, zit.
bei Scharffenberg(siehe Anm. 11).
13 Instanzenwegnach Gutachten Dan-
ker/Colmorgen (siehe Anm. 5).
14 Siehe Heßdörfer 5.241 (wie Anm.
4).
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